
§ 15 Gesetzgebungskompetenzen

Die Gesetzgebungskompetenzen regeln, welcher Verband im föderalen Gefüge
der Bundesrepublik zum Erlass von formellen Gesetzen berechtigt ist. Hierbei
stehen sich der Bund und die 16 Bundesländer als potenziell gesetzgebungsbe-
fugte Körperschaften gegenüber. Entsprechend sind die Gesetzgebungskompe-
tenzen eine signifikante Ausprägung des Bundesstaatsprinzips. Der Erlass von
Gesetzen stellt eine der vornehmsten staatlichen Befugnisse dar, die auch den ei-
genstaatlich konzipierten Ländern zukommen muss. Normativer Ausgangs-
punkt ist Art. 70 I GG.

A. Gesetzgebungskompetenzen der Länder

I. Grundsatz der Art. 30, 70 I GG

Grundsätzlich liegt das Recht zur Gesetzgebung gem. Art. 30, 70 I GG bei den Län-
dern, soweit nicht das Grundgesetz dem Bund Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.
Hieraus folgt die fundamentale Prämisse, dass alle Sachgebiete, für die ein Kom-
petenztitel des Bundes nicht besteht, unter die Grundsatznorm des Art. 70 I GG zu
fassen sind, woraus sich die unmittelbare Gesetzgebungsbefugnis der Länder
ergibt. Enumerative Kompetenzen des Bundes ergeben sich allerdings derartig
häufig, dass der von Art. 70 I GG erfasste Sachbereich eher negativ ermittelt wer-
den muss. Da das Schwergewicht der Gesetzgebung schon zur Zeit des Erlasses
des Grundgesetzes nach Anzahl und Bedeutung der zugewiesenen Sachbereiche
beim Bund lag, wird seit jeher die Kompetenz der Länder aus Art. 70 I GG sub-
stantiell als Rest- oder Residualkompetenz aufgefasst.1

Über die grundlegende Gesetzgebungskompetenz hinaus findet sich in der
Rechtsprechung des BVerfG die missverständliche Aussage, dass Art. 70 I GG eine
Vermutungsregel zugunsten der Länder enthalte.2 Gemeint ist damit, dass den
Ländern über den unbenannten Grundsatz aus Art. 70 I GG entwicklungsoffen
die Handhabung solcher Regelungsgebiete anvertraut ist, die der Verfassungs-
geber noch nicht voraussehen konnte. Etwaige Bundeskompetenztitel unterliegen
demgegenüber für eine vergleichbare Entwicklungsoffenheit im Einzelfall erhöh-

1 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 7.12.2021, Az.: 2 BvL 2/15, Rn. 58 m. w. N.; auch Rozek, in: v. Mangoldt/
Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 2 f.;
2 So jedenfalls BVerfG, Beschl. v. 9.6.1969, Az.: 2 BvL 25, 26/64, Rn. 74 = BVerfGE 26, 281 (287);
weiterhin BVerfG, Beschl. v. 10.3.1976, Az.: 1 BvR 355/67, Rn. 31 = BVerfGE 42, 20 (28); BVerfG,
Beschl. v. 11.6.2013, Az.: 2 BvR 2302/11 u. a., Rn. 160 = BVerfGE 134, 33 (100).
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ten Begründungsanforderungen.3 Von diesen als „Zukunftsfälle“ einzuordnen-
den Sachmaterien abgesehen, folgt jedoch aus Art. 70 I GG nicht, dass die Kom-
petenztitel des Bundes zugunsten der Länder eng auszulegen seien. Vielmehr ist
hier eine gegenüber dem Bund-Länder-Verhältnis neutrale, funktionsbezogene
aber strikte Auslegung vorzugswürdig.4

Aus dem Grundsatz des Art. 70 I GG folgt endlich, dass dem Grundgesetz ein
Verbot gesetzgeberischer Doppelzuständigkeit immanent ist.5 Insoweit ist al-
so entweder der Bund oder ein jeweiliges Land zur Gesetzgebung berufen. Die
Ausgestaltung derselben Materie unter Gültigkeit beider Gesetze ist jenseits der
noch vorzustellenden Abweichungsklausel ausgeschlossen.

II. Ausschließliche Zuständigkeit der Länder

Es kommt zu Situationen, in denen eine ausschließliche Zuständigkeit der Län-
der für gewisse Gesetzgebungsmaterien entsteht. Sie stellt sich als Kehrseite der
Kompetenzausschlüsse zulasten des Bundes ein. Letztere stehen in unmittel-
barem Zusammenhang mit den enumerativ geregelten Kompetenztiteln des Bundes
und nehmen beim jeweiligen Titel explizit Sachmaterien aus, womit sie zurück
zum Grundsatz aus Art. 70 I GG verweisen. So heißt es etwa in Art. 74 I Nr. 1 GG:
gerichtliches Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungshaftvollzugs).

Beispiel:Wichtige Kompetenzausschlüsse zulasten des Bundes sind: Art. 74 I Nr. 11 GG – Laden-
schluss, Gaststätten, Spielhallen, Schaustellung von Personen, Messen, Ausstellungen und
Märkte

Ähnlich wirkt sich die ersatzlose Streichung eines Bundeskompetenztitels aus.
So wurden im Zuge der Föderalismusreform 2006 nicht nur Kompetenzaus-
schlüsse zulasten des Bundes statuiert, sondern z. B. das Versammlungsrecht in
Art. 74 I Nr. 3 GG a. F. aus der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des

3 Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 13 f. m. w. N.
4 Vgl. dazu schon BVerfG, Urt. v. 28.2.1961, Az.: 2 BvG 1, 2/60, Rn. 89 = BVerfGE 12, 205 (228 f.);
BVerfG, Urt. v. 30.10.1962, Az.: 2 BvF 2/60 u. a., Rn. 62 = BVerfGE 15, 1 (17); BVerfG, Beschl.
v. 9.6.1969, Az.: 2 BvL 25/64 u. a., Rn. 74 = BVerfGE 26, 281 (287 f.); Rengeling, in: HStR VI, § 135
Rn. 33 f.; zu allem auch Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70
Rn. 14 m. w. N.
5 BVerfG, Beschl. v. 28.11.1973, Az.: 2 BvL 42/71, Rn. 32 = BVerfGE 36, 193 (202 f.); BVerfG, Urt.
v. 19.10.1982, Az.: 2 BvF 1/81, Rn. 152 = BVerfGE 61 149 (204); BVerfG, Beschl. v. 9.10.1984, Az.: 2
BvL 10/82, Rn. 82 = BVerfGE 67, 299 (321); BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 205 =
BVerfGE 106, 62 (114).
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Bundes ersatzlos gestrichen und daher in die Kompetenz der Länder aus Art. 70 I
GG zurückgeführt. Zu beachten ist die Fortschreibungsgesetzgebung (Art. 125a
GG, unten unter F.).

III. Koordinierte Landesgesetzgebung

Allein aus einem bundesweiten Unitarisierungsbedürfnis folgt keine ungeschrie-
bene Bundeskompetenz. Besonders eindrücklich kann hier auf das 1. Rundfunk-
urteil des BVerfG hingewiesen werden: Nur weil „Rundfunkwellen sich nicht an
Ländergrenzen halten“, kann nicht einfach eine Bundeskompetenz kraft Natur
der Sache angenommen werden, denn die Länder haben die Möglichkeit gemein-
same Einrichtungen im Bereich der Verwaltung einzuführen.6 Auf Ebene der Ge-
setzgebung erfolgt dies durch gemeinsameMusterentwürfe und Staatsverträge.

B. Ausschließliche Gesetzgebungskompetenzen des Bundes

Als erste Kategorie der Bundeskompetenzen stellt Art. 70 II GG die ausschließ-
liche Gesetzgebung in Abgrenzung zur konkurrierenden vor. Die grundlegende
Funktions- bzw. Rechtsfolgenorm bildet Art. 71 GG. Die einzelnen Kompetenztitel
sind vor allem in Art. 73 I GG enthalten, finden sich aber auch an weiteren Stellen
im Grundgesetz.

I. Funktion des Art. 71 GG

Art. 71 GG klärt darüber auf, welche Rechtsfolgen vom Status ausschließlicher
Kompetenztitel des Bundes ausgehen. Anders als Art. 70 I GG darf Art. 71 GG
nicht selbst als Kompetenzzuweisungsnorm verstanden werden. Vielmehr
ist seine Funktion die einer Legaldefinition, verbunden mit einer Kompetenzaus-
übungsregel. Einen schweren Fehler stellt es also dar, Art. 71 GG selbst als Gesetz-
gebungskompetenz heranzuziehen. Aus ihm lassen sich jedenfalls drei Rechtsfol-
gen ableiten: Bei Gesetzgebungsmaterien, die sich in Titeln der ausschließlichen
Bundesgesetzgebung wiederfinden, ist erstens eine Wahrnehmung durch die
Länder bereits unmittelbar von Verfassungs wegen über Art. 71 GG ausgeschlossen.

6 BVerfG, Urt. v. 28.2.1961, Az.: 2 BvG 1, 2/60, Rn. 164 = BVerfGE 12, 205 (241 ff.) = NJW 1962, 547;
Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 502, 533.
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Diese Sperrwirkung zugunsten des Bundes greift zweitens voraussetzungslos,
ohne dass der Bund jemals von einem Titel Gebrauch machen muss. Drittens ist
auch die Wahrnehmung sämtlicher ausschließlicher Kompetenztitel durch den
Bund anders als bei der konkurrierenden Gesetzgebung an keine Voraussetzun-
gen geknüpft.7 Nach Art. 71 HS 2 GG existiert für den Bund die Möglichkeit, durch
Bundesgesetz die Länder zur Gesetzgebung zu ermächtigen.8

II. Kompetenztitel in Art. 73 I GG

In Art. 73 I GG finden sich einige Kompetenztitel der ausschließlichen Gesetz-
gebung. Hier gilt es die Sachmaterie, welche das Gesetz regeln will, einem Kom-
petenztitel zuzuordnen und unter ihn vertretbar zu subsumieren. Für die Ermitt-
lung eines Kompetenztitels gelten einige Besonderheiten (unten unter H.). Der
Kompetenztitel stellt im Erfolgsfall dann die eigentliche Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes dar. Es empfiehlt sich, zumindest einmal die Kataloge von
Kompetenztiteln durchzulesen.

III. Weitere Kompetenztitel im Grundgesetz

Neben Art. 73 I GG finden sich auch an zahlreichen anderen Stellen im Grund-
gesetz ausschließliche Kompetenztitel. Dabei werden aber nur einige als solche
eindeutig benannt, z. B.Art. 143a I 1 GG, 143b I 2 GG.Weitaus häufiger ist die Phrase
anzutreffen, dass das Nähere ein Bundesgesetz regelt, vgl. Art. 21 III GG. Derarti-
ge Gesetzgebungsaufträge begründen primär eine jeweilige Staatsaufgabe. Nur
wenn diese nicht an den „Staat“ insgesamt, sondern allein an den Bund gerichtet
ist, kann imWege derAuslegung von der Staatsaufgabe auf eine ausschließliche
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes geschlossen werden. Auch wenn in
solchen Fällen nicht ausdrücklich von einemBundesgesetz gesprochenwird, kann
sich aus einer Zustimmungsbedürftigkeit durch den Bundesrat ergeben, dass
denklogisch kein Landesgesetz gemeint sein kann, vgl. Art. 16a II 2, III 1, 23 VII GG.
Vorsicht ist bei Gesetzesvorbehalten geboten. Sie verweisen ohne nähere Dif-
ferenzierung auf die allgemeine Zuständigkeitsverteilung und begründen keine
solche.9

7 Vgl. zu allem auch Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 71 Rn. 1 ff.
8 Praktische Relevanz erfuhr dies bisher nicht, Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 185.
9 Zu allemmit einer Aufzählung aller ausschließlichen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes:
Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 71 Rn. 13 ff.
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3 Examenswissen

Unbedingt präsent sollten Art. 38 III GG (BWahlG, AbgG) sowie Art. 21 III GG (ParteiG) sein.

C. Konkurrierende Gesetzgebungskompetenzen des Bundes

Die von Art. 70 II GG als zweite Gattung von Bundeskompetenzen benannte Kate-
gorie ist die konkurrierende Gesetzgebung. Ihre zugrundeliegende Funktionsnorm
bildet Art. 72 I GG, während Art. 74 I GG die einzelnen Kompetenztitel nennt. Die
konkurrierende verfügt im Ausgangspunkt über die gleiche Regelungstechnik wie
die ausschließliche Gesetzgebung, ist jedoch spätestens seit der Föderalismus-
reform 2006weit ausdifferenzierter. Aufgrund der in Art. 74 I GG geregelten Titel
und der Tragweite der hierauf basierenden Bundesgesetzgebung spielt sie in der
Praxis die größte Rolle.10

I. Funktion des Art. 72 I GG

Die Bezeichnung als konkurrierende Gesetzgebung ist wörtlich zu verstehen.
Bund und Länder stehen hier in einem Konkurrenzverhältnis. Gemäß Art. 72 I GG
haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund
von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht
hat. Man kann die konkurrierenden Kompetentitel als Vorratsbereich potenziel-
ler Gesetzgebung für den Bund bezeichnen.11 Auch für Art. 72 GG gilt, dass die-
ser sowohl für den Bund als auch ein Land nicht selbst eine Kompetenzzuwei-
sung beinhaltet.12 Hat der Bund von einer Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74
I GG Gebrauch gemacht, tritt „soweit“ ebenfalls eine Sperrwirkung ein. Sie führt
zum Verlust der Gesetzgebungskompetenz der Länder aus Art. 70 I GG.13 Jedoch
kann die Reichweite der Sperrwirkung im Einzelfall durchaus verschieden sein.

10 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 64.
11 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 1.
12 Vgl. nur Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 187.
13 BVerfG, Beschl. v. 11.10.1966, Az.: 2 BvL 15/64, Rn. 41 = BVerfGE 20, 238 (250) = NJW 1967, 435;
BVerfG, Beschl. v. 9.10.1984, Az.: 2 BvL 10/82, Rn. 104 = BVerfGE 67, 299 (328); BVerfG, Urt.
v. 27.10.1998. Az.: 1 BvR 2306/96 u. a., Rn. 202, 219 = BVerfGE 98, 265 (300); BVerfG, Urt.
v. 10.2.2004, Az.: 2 BvR 834, 1588/02, Rn. 140 = BVerfGE 109, 190 (229 f.); BVerfG, Urt.
v. 27.7.2005, Az.: 1 BvR 668/04, Rn. 102 ff. = BVerfGE 113, 348 (371 f.); ferner: Oeter, in: v. Man-
goldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 58.
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So gilt es stets zu ermitteln, wie weit überhaupt eine Kompetenzsperre ausgelöst
wurde. Anknüpfungspunkt ist derWille des Bundes: Wollte der Bund ein Rechts-
gebiet abschließend kodifizieren, so sind die Länder auch daran gehindert, Nor-
men hinsichtlich der Aspekte zu erlassen, die im Bundesgesetz gar nicht geregelt
sind.14 In der Terminologie des BVerfG findet sich hierfür der Begriff des ab-
sichtsvollen Regelungsverzichts, der auch dann greift, wenn der Bund aus ei-
ner ungeschriebenen Kompetenz kraft Sachzusammenhangs tätig wurde.15

Beispiel: Wegen eines abschließenden Gebrauchmachens durch den Bund über Art. 74 I Nr. 1 GG
(bürgerliches Recht) hinsichtlich des Mietpreises in §§ 556 ff. BGB fehlte dem Land Berlin die Ge-
setzgebungskompetenz für den „Berliner Mietendeckel“.16

Besonders diskutiert wird, ob die Sperrwirkung des Art. 72 I GG durch bundes-
gesetzliche Ermächtigung der Landesgesetzgeber zu Ergänzungen oder gar Ab-
weichungen durchbrochen werden kann. Eine dahingehende Praxis wird seitens
der Literatur kritisiert. Ausgangspunkt der Diskussion ist, dass nur Art. 71 GG eine
solche Möglichkeit kennt und sonst eine unzulässige Analogie betrieben werde.
Zur Lösung des Problems ist mithilfe der Auslegung zu ermitteln, ob in solchen
Fällen der Bundesgesetzgeber nicht nur ausdrückenwollte, dass er insoweit schon
gar keinen Gebrauch von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz ge-
macht hat.17 Das BVerfG scheint jedenfalls daran festzuhalten, dass Öffnungsklau-
seln in Bundesgesetzen sowohl über Art. 71 GG wie auch Art. 72 I GG zulässig
seien.18

Im Ausgangspunkt bleibt die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung
unverfügbar. Bund oder Land können ohne Verfassungsänderung auch nicht im
Einvernehmen über sie disponieren.19

II. Erforderlichkeitsklausel des Art. 72 II GG

In Art. 72 II GG ist die Erforderlichkeitsklausel enthalten. Aufgezählt werden be-
stimmte Kompetenztitel des Art. 74 I GG, in denen das Gesetzgebungsrecht des

14 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 193.
15 BVerfG, Urt. v. 27.10.1998. Az.: 1 BvR 2306 u. a., Rn. 166, dagegen aber das Sondervotum
Rn. 328 ff. = BVerfGE 98, 265 (300).
16 BVerfG, Beschl. v. 25.3.2021, Az.: 2 BvF 1/20 = NJW 2021, 1377.
17 Zu Allem Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 60 f. m. w. N.
18 BVerfG, Beschl. v. 25.3.2021, Az.: 2 BvF 1/20, Rn. 83 = NJW 2021, 1377, 1378.
19 Vgl. dazu nur BVerfG, Beschl. v. 25.3.2021, Az.: 2 BvF 1/20, Rn. 84 = NJW 2021, 1377, 1378
m. w. N.
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Bundes nur dann besteht, wenn eine bundesgesetzliche Regelung hinsichtlich ei-
nes der drei genannten Ziele erforderlich ist.20 Geprüft wird die Erforderlich-
keitsklausel in der Gesetzgebungskompetenz und nicht im Verfahren.

3 Klausurtaktik

Wenn nach der jeweiligen Prüfungsordnung farbliche Hervorhebungen im Gesetzestext vor-
genommen werden dürfen, bietet es sich an, die jeweiligen in Art. 72 II GG genannten Nummern
des Art. 74 I GG nochmal kenntlich zu machen, um an die Prüfung der Erforderlichkeitsklausel zu
denken.

1. Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
Zuerst nennt Art. 72 II GG die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Sie
ersetzt die alte Formel der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse, der oftmals
ein gewisser Unitarisierungsdruck attestiert wurde. Insofern handelt es sich um
eine bewusste Abkehr vom Leitbild der Einheitlichkeit.21 Dies sollte zum Anlass
genommen werden, die Tatbestandsvariante restriktiv zu deuten. Gleichwertige
Lebensverhältnisse müssen nicht zwangsläufig einheitliche sein.22 Gängig ist die
Definition, dass die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse erforderlich
ist, wenn sich die Lebensverhältnisse in den Ländern in erheblicher, das bundes-
taatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Weise auseinanderentwickelt haben
oder sich eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet.23

2. Wahrung der Rechtseinheit
Auch im Umgang mit der Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Inte-
resse sollte vorsichtig verfahren werden. Sie darf nicht schon dann angenommen
werden, wenn in den Ländern unterschiedliches Recht gilt, da im Anwendungs-
bereich von Art. 74 GG das Grundgesetz gerade Rechtsvielfalt zulassen will.24

Art. 72 II GG ist hier erfüllt, wenn eine Gesetzesvielfalt auf Länderebene eine
Rechtszersplitterungmit problematischen Folgen darstellt, die sowohl im Inte-
resse des Bundes als auch der Länder nicht hingenommen werden kann (gesamt-

20 Teilweise findet sich für sie noch der auf die Zeit vor der Föderalismusreform 1994 zurück-
gehende Bezeichnung „Bedarfskompetenzen“.
21 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 98.
22 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 130 m. w. N.
23 BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 321 = BVerfGE 106, 62 (142 ff.).
24 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 191.
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staatliches Interesse), und eine Erhaltung der funktionsfähigen Rechtsgemein-
schaft von unzumutbaren Behinderungen im länderübergreifenden Rechtsver-
kehr bedroht ist.25

3. Wahrung der Wirtschaftseinheit
Das zur Rechtseinheit äquivalente Element derWirtschaftseinheit bereitet Abgren-
zungsschwierigkeiten. Esweist Schnittmengen zur Rechtseinheit auf, was sich ins-
besondere imAltenpflege-Urteil des BVerfG zeigt: Dort geht das Gericht davon aus,
dass der Erlass bundeseinheitlicher Ausbildungsregeln zwar nicht zur Wahrung
der Rechtseinheit, aber zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse erforderlich sei, da dies der Erhaltung der Funktionsfähigkeit des
Wirtschaftsraums der Bundesrepublik durch bundeseinheitliche Rechtsset-
zung diene.26 Mit dieser großzügigen Interpretation führt die Wahrung der Wirt-
schaftseinheit über die Wahrung der Rechtseinheit hinaus und mag zutreffend als
der „Joker im Kontext der Erforderlichkeitsklausel“ erinnert werden.27 Es gilt aber,
das Moment der Bedrohung wirtschaftlicher Auswirkungen unterschiedlichen
Rechts zu skizzieren und nicht ohne Weiteres von der Einschlägigkeit der Wirt-
schaftseinheit auszugehen.28

4. Feststellung der Erforderlichkeit und gerichtliche Überprüfung
Die Erforderlichkeit sollte getrennt als eigenständiges Tatbestandsmerkmal
neben den drei genannten Zielen geprüft werden.29 Dabei sollte das Wort „Erfor-
derlichkeit“ nicht zum Anlass einer Verhältnismäßigkeitsprüfung genommen
werden.30 Während das BVerfG die frühere Bedürfnisklausel noch in das Ermes-
sen des Bundes stellte und kaum überprüfte, besteht seit der Föderalismusre-
form 1994 allein für die Klärung der Erforderlichkeit i. S. v. Art. 72 II GG in Art. 93
Abs. 1 Nr. 2 a GG ein eigenständiges Verfahren.31 Daran wird deutlich, dass die Er-

25 BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 325 = BVerfGE 106, 62 (145).
26 BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 327 = BVerfGE 106, 62 (147).
27 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 110.
28 Vgl. dazu Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 191.
29 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 162.
30 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 116; sicherheitshalber
sollte nur von kompetenzrechtlicher Geeignetheit und Erforderlichkeit gesprochen werden,
dazu Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 165.
31 Vgl. Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 190.
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forderlichkeitsklausel hinsichtlich Grund und Umfang der Erforderlichkeit justi-
ziabel ist.32

III. Abweichungsklausel des Art. 72 III GG

In Art. 72 III GG wird die konkurrierende Gesetzgebung durch die Abweichungs-
klausel zugunsten der Länder modifiziert. Wenn der Bund von einer konkurrie-
renden Kompetenz Gebrauch gemacht hat, können die Länder hiervon auf den in
Art. 72 III GG genannten Gebieten abweichen. Ausgenommen werden von Art. 72
III 1 GG durch Ausschlussklauseln zulasten der Länder jeweils abweichungs-
feste Sektoren bzw. Kerne dieser Rechtsgebiete.33

Für die Abweichungsklausel hat Art. 72 III 3 GG eine herausragende Rolle. Er
bestimmt, dass in diesen Fällen das spätere Gesetz (also das zeitlich jüngere) dem
älteren vorgeht (lex posterior Grundsatz). Art. 31 GG kommt in diesen Fällen
nicht zum Tragen. Bei Art. 72 III 3 GG handelt es sich um einen Anwendungsvor-
rang.34 Das bedeutet nicht, dass das ältere Gesetz außer Kraft gesetzt würde. Es
findet nur keine Anwendung. Die hier angelegte Problematik eines wechselseiti-
gen Spiels von Bund und Land, die Gesetze des jeweils anderen außer Anwendung
zu setzen, wird gerne als Ping-Pong Gesetzgebung bezeichnet. Sie blieb bisher
rein akademisch. Abgefedert wird sie ohnehin dadurch, dass gem. Art. 72 III 2 GG
Bundesgesetze frühestens sechs Monate nach ihrem Erlass in Kraft treten können.
Demnach könnten die Länder die Bundesgesetze noch vor deren Inkrafttreten be-
reits außer Anwendung setzen.

IV. Freigabeklausel des Art. 72 IV GG

Die auch als Rückholklausel bezeichnete Möglichkeit des Bundes, das Land zu
ermächtigen, ein Bundesgesetz, für das die Erforderlichkeit nach Art. 72 II GG
nachträglich entfallen ist, durch Landesgesetz zu ersetzen, fand bisher kaum

32 BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 313 = BVerfGE 106, 62 (142 ff.); vgl. auch Uhle,
in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 179; dabei besteht eine Einschätzungs-
prärogative des Bundes: Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72
Rn. 117 m.w.N; zu den Fehlertypen: Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72
Rn. 182.
33 Zu den Begriffen näher Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 235.
34 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 72 Rn. 303.
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praktische Bedeutung.35 Ihre Verankerung im Grundgesetz ist Ergebnis eines
historischen Streits, wann die Sperrwirkung des Gebrauchmachens von einer
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz durch den Bund endet.36 Klargestellt
wurde durch die Rückholklausel, dass die Sperrwirkung ohne eine formelle Er-
setzungsermächtigung fortbesteht. Aus Art. 74 IV GG folgt im Umkehrschluss,
dass solche Normen nicht mangels Gesetzgebungskompetenz verfassungswidrig
seien und daher nichtig wären.37 Weigert sich der Bund in diesen Fällen, die Län-
der zur Ersetzung zu ermächtigen, so steht gem. Art. 93 II GG den Ländern ein ei-
genes Verfahren zur Verfügung.

D. Grundsatz- und ehemalige Rahmengesetzgebung

Neben den von Art. 70 II GG genannten zwei geschriebenen Kategorien der
ausschließlichen wie konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen kennt das
Grundgesetz noch eine dritte Kategorie geschriebener Gesetzgebungskom-
petenzen – die Grundsatzgesetzgebungskompetenzen des Bundes. Ihre Rege-
lungsintensität ist nach Inhalt und Umfang beschränkt und auf Ausfüllung durch
die Landesgesetzgeber angewiesen. Sie werden daher auch teilweise als Spielart
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen oder als Unterfall der ausschließ-
lichen Gesetzgebungskompetenz eingeordnet.38 Ausgangspunkt ist die Frage, ob
Art. 70 II GG als abschließend empfunden wird.39 Zwei von ihnen finden sich in
der Finanzverfassung, in der gem. Art. 109 IV GG durch Bundesgesetz die Grund-
sätze für die Haushaltswirtschaft von Bund und Ländern aufgestellt werden so-
wie gem. Art. 106 IV 3 GG für die Verteilung der Umsatzsteuer. Eine weitere exis-
tiert in den inkorporierten Artikeln der WRV für das Religionsverfassungsrecht,
Art. 140 GG i. V. m. Art. 138 I 2 WRV.

Hiermit verwandt war die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes,
die seit der Föderalismusreform 2006 gänzlich abgeschafft wurde. Sie galt über-
wiegend als eigenständige Kategorie von Gesetzgebungskompetenzen.40

35 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 197.
36 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 129 m. w. N.
37 Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 72 Rn. 129.
38 Ersteres: Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 59 m. w. N.;
letzteres: Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 70 Rn. 157.
39 Praktische Bedeutung kommt dem freilich nicht zu, Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL
7.2021, GG Art. 70 Rn. 156 ff.
40 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, GG Art. 70 Rn. 156 ff.
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E. Ungeschriebene Gesetzgebungskompetenzen des Bundes

Neben den geschriebenen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes existieren
auch ungeschriebene Gesetzgebungskompetenzen desselben. Sie werden teilwei-
se als stillschweigende Gesetzgebungskompetenzen bezeichnet, die sich nach
den üblichen Auslegungsmethoden implizit aus dem Verfassungstext ergeben kön-
nen. Ungeschriebene Gesetzgebungskompetenzen des Bundes sind somit aner-
kannt, obwohl Art. 70 I GG als abschließend verstanden wird.41 Sie sind erst in
Betracht zu ziehen, wenn kein geschriebener Kompetenztitel des Bundes einschlä-
gig ist.

I. Kompetenz kraft Natur der Sache

Die Kompetenz kraft Natur der Sache ist nach handlicher Definition einschlägig,
wenn ein Gegenstand begriffsnotwendig nur durch Bundesgesetz geregelt wer-
den kann.42 Als die zwei herkömmlichen Anwendungsbereiche können die na-
tionale Selbstdarstellung und Repräsentation sowie raumbedeutsame gesetzliche
Entscheidungen für die gesamte Bundesrepublik zusammengefasst werden.43 Wei-
tere Orientierung bieten die ausschließlichen Gesetzgebungskompetenztitel
in Art. 73 GG, denn per definitionem kann es sich bei der Kompetenz kraft Natur
der Sache nur um eine solche handeln, bei der das Erfordernis einer gesamtstaat-
lichen Regelung im Grundgesetz selbst mit hinreichender Evidenz angelegt ist.44

Beispiele: PUAG, Stasi-Unterlagengesetz, Gesetze über Volksentscheide auf Bundesebene, Fest-
legung von Bundesflagge und Nationalhymne, Ordensverleihungen, Nationalfeiertage

II. Kompetenz kraft Sachzusammenhangs und Annexkompetenz

Ihre Bezeichnungen zeigen, dass diese Kompetenzen – im Gegensatz zur Natur der
Sache – an andere Kompetenztitel erweiternd anknüpfen.45 Auf sie ist zurück-
zugreifen, wenn dieAuslegung des originären Titels die Erfassung derMaterie un-

41 Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 38.
42 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 180.
43 Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 42 f.
44 Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 40 f.; Degenhart,
Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 180.
45 Rozek, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 70 Rn. 44.
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ter denRegelungsschwerpunkt nicht hergibt undwennvondiesemTitel nicht sinn-
voll Gebrauch gemachtwerden kann, ohne auf eineweitere den Ländern zustehen-
deMaterie zuzugreifen.46 Dieser zwingende Konnex ist punktueller Natur und im
Einzelfall unter Berücksichtigung der Besonderheiten des fraglichen Regelungs-
gegenstands zu ermitteln.47 Häufig findet sich die Formulierung, dass die Annex-
kompetenz in die Tiefe und die Kompetenz kraft Sachzusammenhangs in die Breite
gehe. Diese Unterscheidung bleibt ohne Bedeutung und kann in der Klausur ver-
nachlässigt werden. Wichtiger ist, beide Kompetenzen namentlich aufzuzeigen
undderen sich teils überschneidendeKriterien in einemkohärentenBegründungs-
muster darzustellen.

Beispiele: Bundeswehrhochschulen und Brandschutz bei der Bundeswehr als Annex zur Verteidi-
gung i. S. v. Art. 73 I Nr. 1 GG

F. Übergangsrecht und Fortschreibungsgesetzgebung des
Bundes

Etwa aufgrund der Föderalismusreform 2006 fanden einige Streichungen von
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen des Bundes statt, die sodann zu-
rück in die Länderkompetenz überführt wurden. Da hier die geltende Rechtslage
nichtmangels Gesetzgebungskompetenz des Bundes plötzlich aufgegebenwerden
sollte, statuiert das Grundgesetz an zahlreichen Stellen Übergangsrecht. Von
besonderer Bedeutung und Examensrelevanz sind hier Art. 125a GG wie auch
Art. 125b GG. Für das obige Beispiel des Versammlungsrechts, welches aus Art. 74
I GG gestrichen wurde, folgt dann aus Art. 125a I GG, dass das VersG des Bun-
des fortgilt, aber durch Landesgesetz ersetzt werden kann. Einige Länder haben
ihre eigenen VersG erlassen. Andere verweisen nach wie vor auf das VersG des
Bundes.

Beispiele: In Rheinland-Pfalz gilt das VersG des Bundes, während in Bayern ein Landesgesetz
hierzu ergangen ist.

Es kann wegen geänderter Verhältnisse notwendig werden, jenes „alte“ Bundes-
recht zu ändern. Diese Fortschreibungsgesetzgebung (Anpassungs- und Ände-

46 BVerfG, Urt. v. 27.10.1998, Az.: 1 BvR 2306/96 u. a., Rn. 163 f. = BVerfGE 98, 265 (299); Degen-
hart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 184.
47 Vgl. BVerfG, Urt. v. 27.10.1998, Az.: 1 BvR 2306/96 u. a., Rn. 164 = BVerfGE 98, 265 (300).
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rungskompetenz) wird teilweise alsungeschriebeneGesetzgebungskompetenz
des Bundes eingeordnet. Das BVerfG stellte im Ladenschluss-Urteil und in Folge-
entscheidungen für Art. 125a II GG klar, dass diese Kompetenz an „die Beibehal-
tungderwesentlichenElementeder indem fortgeltendenBundesgesetz enthaltenen
Regelung“gebunden seimit der Folge, dassdemBundgrundlegendeNeukonzeptio-
nen verwehrt sind.48 ÄhnlichwirdArt. 125a I 1GG alsSchrankedeskommunalen
Durchgriffverbots in Art. 84 I 7 GG eingeordnet, solange es sich um einemaßvol-
le Fortschreibung durch zulässige Anpassung des kommunalen Aufgabenbestandes
handelt.49

G. Verhältnis von Bundes- zu Landesrecht

Abschließend ist noch auf das Verhältnis von Bundes- zu Landesrecht einzuge-
hen. In der kürzesten Vorschrift des Grundgesetzes findet sich in Art. 31 GG die
landläufig bekannte Kollisionsregel „Bundesrecht bricht Landesrecht“. Art. 31 GG
hat einen wesentlich geringeren Anwendungsbereich als er insinuiert. Die Aus-
nahme in Art. 72 III 3 GG wurde schon erwähnt.

Grob formuliert kann Art. 31 GG als Kollisionsnorm nie Anwendung finden,
wenn sich schon keine Kollision ergibt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das
vermeintlich konfligierende Bundes- oder Landesgesetz schon gar nicht kom-
petenzgerecht erlassen wurde. Insofern werden die Kompetenznormen auch als
Kollisionsvermeidungsnormen aufgefasst.50 Eine Kollision stellt sich etwa
nicht, wenn die Sperrwirkung des Art. 72 I GG greift, ohne dass hier die Abwei-
chungsklausel des Art. 72 III GG Anwendung findet, denn hier ist schon kein gülti-
ges Landesrecht zustande gekommen.51 Genauso verhält es sich im umgekehrten
Fall, wenn keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das infragestehende
Bundesgesetz einschlägig ist. Art. 31 GG sollte wie folgt gelesen werden: „Verfas-
sungsmäßiges Bundesrecht bricht entgegenstehendes rechtmäßiges Landes-
recht.“52 Anwendungsfälle sind z. B. Konflikte zwischen Bundesverfassungs- und

48 BVerfG, Urt. v. 9.6.2004, Az.: 1 BvR 636/02, Rn. 111 f. = BVerfGE 111, 10 (31) – Ladenschluss;
BVerfG, Urt. v. 27.6.2004, Az.: 2 BvF 2/02, Rn. 137 ff. = BVerfGE 111, 226 (269) – Juniorprofessur;
BVerfG, Urt. v. 26.1.2005, Az.: 2 BvF 1/03, Rn. 84 = BVerfGE, 112, 226 (250) – Studiengebühren; da-
zu Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 125a Rn. 13.
49 BVerfG, Beschl. v. 7.7.2020, Az.: 2 BvR 696/12, Rn. 78 = BVerfGE 155, 310 (345).
50 März, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 31 Rn. 21.
51 Vgl. Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 200.
52 So auch bei März, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Bd. II, Art. 31 Rn. 21 m. w. N.
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Landesverfassungsrecht oder einfachem Bundes- und Landesverfassungsrecht.53

Nach h. M. ordnet Art. 31 GG einen Geltungsvorrang an.54

H. Ermittlung eines einschlägigen Kompetenztitels

Die Ermittlung eines einschlägigen Kompetenztitels für Bundesgesetze wirft nicht
selten Abgrenzungsfragen hinsichtlich mehrerer Kompetenztitel auf. Besonders
wichtig in Prüfungsarbeiten ist daher die saubere Auslegung der jeweiligen Kom-
petenztitel und Subsumtion unter diese. Schulbuchmäßige Anleitung bieten die
Ausführungen des BVerfG in seinem Urteil zum Altenpflegegesetz.55

I. Auslegung von Kompetenztiteln

Kompetenztitel lassen sich in „faktisch-deskriptive“ und „normativ-rezeptive“ un-
terscheiden.56 Nach dem BVerfG kommt der historischen Auslegung eine ent-
scheidende Rolle zu. Sie knüpft an Zeiten vor Erlass des Grundgesetzes an; oft
ist die Rede vom Rechtsetzungszustand, den der Verfassungsgeber vorfand und
als Kompetenzbegriff entsprechend dieser Tradition ins Grundgesetz aufnehmen
wollte.57 Derartiges dürfte in der Prüfungssituation kaum zu leisten sein. Viel-
mehr sollte mit dem Wortlaut und dem allgemeinen Sprachgebrauch gearbeitet
werden. Hilfreich ist es auch, sich verwandte Kompetenztitel systematisch neben-
einander zu legen, um Rückschlüsse auf mögliche Anwendungsbereiche zu skiz-
zieren, bevor methodisch zweifelhaft mit dem Sinn und Zweck bundeseinheitli-
cher Regelungen gearbeitet wird.

53 Teilweise sind die Anwendungsfälle auch umstritten, Übersicht bei Gubelt/Hanschel, in: v.
Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Bd. I, Art. 31 Rn. 5.
54 Gubelt/Hanschel, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Bd. I, Art. 31 Rn. 41.
55 BVerfG, Urt. v. 24.10.2002, Az.: 2 BvF 1/01, Rn. 152 ff. = BVerfGE 106, 62 (104 ff.).
56 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 168 f. bezugnehmend auf BVerfG, Urt.
v. 10.2.2004, Az.: 2 BvR 834, 1588/02, Rn. 104 = BVerfGE 109, 190 (218): Faktisch-deskriptive Ti-
tel beschreiben Gegenstände des allgemeinen Sprachgebrauchs (Wirtschaft, Bergbau, Industrie);
normativ-rezeptive greifen bereits verwirklichte Rechtsmaterien auf (Bürgerliches Recht).
57 BVerfG, Urt. v. 10.2.2004, Az.: 2 BvR 834, 1588/02, Rn. 104 = BVerfGE 109, 190 (218) – Siche-
rungsverwahrung I; Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 168 f.
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II. Subsumtion unter Kompetenztitel

Nach der Auslegung erfolgt die Zuordnung der formell gesetzlichen Regelung zur
ausgelegten verfassungsrechtlichen Kompetenznorm. Grundsätzlich gilt, dass für
jede einzelne Bestimmung, genauer: jede als solche materiell identifizierbare
Regelung, eine Gesetzgebungskompetenz erforderlich ist. Daran ändert auch die
Tatsache nichts, dass in der Praxis häufig ganze „Gesetzespakete“ verabschiedet
werden. Einzelne Bestimmungen innerhalb eines „Gesetzes“ können auf unter-
schiedlicheKompetenzen zurückzuführen sein (Mosaik-Kompetenz). DasBVerfG
gibt Kriterien vor, die für eine Zuordnung heranzuziehen sind: Unmittelbarer Re-
gelungsgegenstand, Normzweck, Wirkung und Adressat:in der zuzuordnenden
Norm, Verfassungstradition.58 Soweit immer noch mehrere Kompetenztitel in
Betracht kommen, ist auf den Schwerpunkt der jeweiligen Regelung und der mit
ihr eng verzahnten anderen Bestimmungen abzustellen.59 Wenn nach alledem
kein geschriebener Kompetenztitel des Bundes in Betracht kommt, so ist auf des-
sen ungeschriebenen Gesetzgebungskompetenzen einzugehen.

III. Darstellung in Klausuren

Die Prüfung der Gesetzgebungskompetenzen findet in der formellen Verfassungs-
mäßigkeit statt. Der Blickwinkel hängt vom Prüfungsgegenstand ab: Ist die Ver-
fassungsmäßigkeit eines Landesgesetzes zu prüfen, so ist zu untersuchen, ob
eine Sperrwirkung durch die Bundesgesetzgebung besteht. Wird die Verfas-
sungsmäßigkeit eines Bundesgesetzes geprüft, ist ein Kompetenztitel des Bun-
des positiv zu suchen. Das trifft insbesondere auf die Begründetheit von konkre-
ter sowie abstrakter Normenkontrolle zu. Aufgrund der Elfes-Konstruktion in
der Jedermann-Verfassungsbeschwerde führen auch (nur) kompetenzwidrige Ge-
setze zum Grundrechtsverstoß.60 Findet sich in Sachverhalten ein Rechtsvortrag,
demzufolge die gesetzgebende Körperschaft nicht gesetzgebungsbefugt sei, so
ist davon auszugehen, dass von den Bearbeiter:innen verlangt wird, einen Kom-
petenztitel zu erkennen, auszulegen und hierunter zu subsumieren. Ansons-

58 BVerfG, Urt. v. 12.3.2008, Az.: 2 BvF 4/03, Rn. 80 = BVerfGE 121, 30 (47 f.).
59 BVerfG, Urt. v. 27.10.1998, Az.: 1 BvR 2306/96 u. a., Rn. 162 = BVerfGE 98, 265 (303 ff.).
60 Zweifelhaft ist das bei der Kommunalverfassungsbeschwerde, mit der die Kommune nur
Verfassungsverstöße rügen kann, die „das verfassungsrechtliche Bild der Selbstverwaltung
(Art. 28 II GG) mitzubestimmen geeignet sind“, zur ständigen Rechtsprechung des BVerfG: Beth-
ge, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, 61. EL Juli 2021, § 91 Rn. 56 ff.; speziell zu kom-
petenzwidrigen Eingriffen: Rn. 64 ff.
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ten haben grundlegende Ausführungen zugunsten der richtigen Schwerpunktset-
zung in der Klausur zu unterbleiben.

Weiterführende Studienliteratur
– Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 158 ff.
– Mager, Staatsrecht I, 9. Aufl. 2021, Rn. 375 ff.
– Bäumerich, Grundfälle zu den Gesetzgebungskompetenzen, JuS 2018, 123.
– Voßkuhle/Wischmeyer, Grundwissen – Öffentliches Recht: Gesetzgebungskompeten-

zen, JuS 2020, 315.
– Hebeler, Die Gesetzgebungskompetenzen des Bundes und der Länder, JA 2010, 688.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Grundsätzlich sind nach Art. 30, 70 I GG die Länder für die Gesetzgebung zuständig.

Praktisch verbleibt ihnen aber nur eine Restkompetenz.
– Die geschriebenen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes unterscheidet man in aus-

schließliche (Art. 71 GG) und konkurrierende (Art. 73 GG). Man findet diese Kompetenz-
titel in den Art. 72, 74 GG sowie in besonderen Vorschriften des GG. Daneben existiert
die Grundsatzgesetzgebung.

– Bei den konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen sind die Besonderheiten in
Art. 72 GG (z. B. Erforderlichkeitsklausel) sowie in Art. 125a, 125b GG zu beachten.

– Findet sich keine geschriebene Kompetenz, kommen noch ungeschriebene Kompeten-
zen des Bundes kraft Natur der Sache, kraft Sachzusammenhangs oder eine Annexkom-
petenz in Betracht.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.
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